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SC LANGENTHAL

Niederlage trotz
Aufholjagd
Der SC Langenthal hat zu
Hause gegen Lausanne 2:3
nach Verlängerung verloren.
Zuvor kämpften sich die
Oberaargauer nach einem
0:2-Rückstandwieder zurück
in die Partie. In der Overtime
war es der Kanadier Colby
Genoway, der für die Ent-
scheidung sorgte. SEITE 23

BUNDESHAUS

DieMacht des
Bauernstands
Nach demNationalrat will
auch die Kommission des
Ständerats den Bauern zwi-
schen 2014 und 2017 160Mil-
lionen Frankenmehr zuste-
cken als der Bundesrat. Dies
zeigt: Die Bauernlobby ist
eineMacht im Bundes-
haus. SEITE 14 + 15

SEEBERG/BETTENHAUSEN

Im Kampf gegen
das Hochwasser
Die Gemeinden Seeberg und
Bettenhausen haben gestern
ihr gemeinsames Hochwas-
serschutzprojekt vorgestellt.
Dieses sieht für denMutz-
grabe denBau zweierDämme
vor. Auch an der Önz soll im
Gebiet Riedmatte ein Rück-
haltebecken dasWasser
drosseln. SEITE 4
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Koch auf
3700Metern
Heute kocht der Ru-
misberger letztmals
auf dem Jungfrau-
joch. Zukünftig wird
er dort noch Schnee
räumen. SEITE 2

Mit demHurtigruten-Express die
Küste bis hoch in den Norden ent-
langschiffen. Nordlichter fotogra-
fieren.Undüber SchweizerExpor-
te staunen: Norwegen bietet viel.
Wir geben Tipps. SEITE 27–29

Kälte kann
auch schön sein

Gestern weilte Palästinenser-Präsident
Mahmud Abbas auf Stippvisite in Bern.
Danachbracher seineEuropa-Reiseper
sofort ab. Wegen des Konflikts mit
Israel im Gazastreifen kehrte er ins
Westjordanland zurück. SEITE 16

Er kam, sah und reiste
unverzüglichwieder ab

MAHMUD ABBAS IN BERN

STEILE TALFAHRT Der Solar-
zulieferer Meyer Burger aus
Thun leidet unter der weltweiten
Krise der Solarbranche. Die
Angst der Anleger zeigt sich im
Aktienkurs. Dieser sinkt seit
Wochen dramatisch. Gestern
kostete eine Aktie schon weniger
als 7 Franken. Noch im Frühling
2011 wurden die Papiere für über
44 Franken gehandelt.
Der Kurssturz könnte sich gar

noch beschleunigen. Denn jetzt

sind Spekulanten im grossen Stil
eingestiegen. Mit sogenannten
Leerkäufen wetten sie auf einen
noch stärker fallenden Kurs. Sol-
che Termingeschäfte können im
schlimmsten Fall wie ein Brand-
beschleuniger wirken und den
Aktienkurs zusätzlich drücken.
Für CEO Peter Pauli kann das

ungemütlich werden: Sinkt der
Kurs weiter, steigt die Wahr-
scheinlichkeit, dass Meyer Bur-
ger gekauft wird. baz SEITE 11

Wetten gegen Solarfirma

KÖNIZ Peter Jenni, Inhaber des
Restaurants Pony im Liebefeld,
läuft Sturm gegen die Gemeinde
Köniz. Grund: Diese hat Anzeige
erstattet, weil in der Gaststätte
14-Jährigen Bier verkauft wurde.
Der Beizer findet die Alkohol-
testkäufe einen Skandal, zumal
die Testkäufer das Serviceper-
sonal ausgetrickst hätten, bean-
standet Jenni. mib SEITE 8

Ein Beizer
wehrt sich

Die Blümlisalp soll an die BLS gehen

THUNERSEE Der Salondampfer Blümlisalp
soll wieder in den Besitz der BLS übergehen.
Diesen Vorschlag macht die Verwaltung der
Genossenschaft Vaporama ihren Genossen-

schaftern. Sagen diese Ja, kehrt die Blümlis-
alp noch dieses Jahr in den Schoss jener Fir-
ma zurück, deren Verwaltungsrat 1971 ent-
schieden hatte, das Schiff sei zu verschrotten.

Vertreter derGenossenschaft undderBLS sa-
gen, die Rückgabe des Dampfers an die BLS
sei der richtige Weg, den Erhalt des Schiffs
langfristig zu sichern. maz/tt SEITE 9
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LANGENTHAL Nach den Wah-
len Ende Oktober hat der Ge-
meinderat die Ressorts verteilt.
Überraschend wechselt Christine
D’Ingiandi-Bobst (JLL) ins Res-
sort Bildung und Jugend. Pierre
Masson (SP) übernimmt ihr Ver-
sorgungsressort, der nebst Mas-
son ebenfalls neu gewählte Da-
niel Rüegger (EVP) das Ressort
Kultur und Sport. tg SEITE 3

Rochade bei
den Ressorts

SP-Grossrätin und Spitalpoliti-
kerin Irene Marti will den Fall
von Vetternwirtschaft im Spital
Langenthal im kantonalen Parla-
ment thematisieren. Der Verwal-
tungsrat der Spitalregion Ober-
aargau (SRO) hat ohne öffent-
liche Ausschreibung einer pri-
vaten Firma einen lukrativen
Auftrag zugeschanzt. Wobei
SRO-Verwaltungsratspräsident
Werner Meyer gleichzeitig auch
Präsident der privaten Firma ist.
Meyers Bruder ist darüber hin-
ausMehrheitsaktionär der priva-
ten Firma (wir berichteten).
Das Gebaren der Spitalchefs

sei ein Hohn all jenen Gewerb-
lerngegenüber, die rechtschaffen
geschäften, so die Sozialdemo-
kratinMarti.
Auch Jürg Schürch, SVP-

Grossrat aus Huttwil, sagt: «Den
Spitalchefs fehlte die für solche
Situationen notwendige Sensi-
bilität.»
Das Spital Langenthal gehört

demKanton Bern. Trotzdemwar
es für die Spitalbetreiber selbst-
verständlich, dass sie Aufträge an
private Firmen nicht wie andere
öffentliche Anstalten nach Be-
schaffungsrecht ausschreiben
mussten, sondern nach Belieben
vergaben.
Eine Anfrage bei der kantona-

len Gesundheitsdirektion ergab
gestern, dass diese freie Vergabe-
praxis des Spitals dem Willen
der kantonalen Behörde wider-
spricht. ma SEITE 13

Für
Spitalchefs
wird es eng
OBERAARGAU Grossräte
stören sich an der Vetternwirt-
schaft im öffentlichen Spital
Langenthal.

BERN Die Stadt schliesst mit der Reitschule einen Leistungs-
vertrag inklusive Sicherheitsvereinbarung über drei Jahre ab.
Der Stadtrat bewilligte den Vertragmit 47 Ja bei 31 Nein.

ImVorfeld gingendieEmotionen
hoch. Bemerkenswert sachlich
aber debattierte der Berner
Stadtrat gestern Abend über
den neuen Leistungsvertrag zwi-
schen der Stadt und der Reit-
schule-Betreiberin Ikur. Mit 47
Ja- und 31-Nein-Stimmen be-

willigte er den Vertrag, der über
drei Jahre dauert, jährliche Zah-
lungen von 380000Franken vor-
siehtunderstmalseineVereinba-
rung zum Thema Sicherheit ent-
hält. Für den Leistungsvertrag
stimmtenwie erwartet die RGM-
Parteien inklusive GFL sowie

zusätzlich die GLP, die bei den
Wahlen auf derMitteliste antritt.
Sämtliche Rückweisungsanträge
waren zuvor gescheitert.
«Pro Kultur, gegen Gewalt»

war der Tenor bei vielen Red-
nern. Vertreter der Bürgerlichen
und der Mitte kritisierten, dass
der Vertrag schwammig und ein-
seitig zugunsten der Reitschule
verfasst sei. Man müsse und
könne die Reitschüler bezüglich

Sicherheit stärker in die Verant-
wortung nehmen. So dürften sie
gewaltbereiten und straffälligen
Personen keinen Unterschlupf
gewähren und die Polizei nicht
an ihrer Arbeit hindern.
Stadtpräsident Alexander

Tschäppät (SP) gab in seinem
kurzen Votum zu bedenken, dass
man die Reitschule nicht über
einen Leistungsvertrag diszipli-
nieren sollte. wrs SEITE 8

Stadtrat sagtdeutlich Ja zu
VertragmitReitschule

GEMEINDESCHREIBER Wie ist
es möglich, dass ein Gemeinde-
schreiber über 1,3 Millionen
Franken veruntreut? Ist dieses
Szenario auch ausserhalb von
Wynau denkbar? Ja, sagt Reto
Steiner, Professor für öffentli-
ches Management an der Uni
Bern. Weil die Gemeinden ihren
Schreibern mit den neuen Füh-
rungsmodellen mehr Kompeten-
zenzubilligenundderenAutono-
mie grösser werde, steige das Ri-
siko. Es spielen aber viele Fakto-
ren in die Thematik rein: Steiner
beklagt im Interview die wach-
sende Kluft zwischen besser aus-
gebildeten Gemeindeschreibern
und den Milizpolitikern, die we-
nig Erfahrung in Führungsfragen
haben. Von stärkeren Kontrollen
hingegen hält der Langenthaler
nichts. cd SEITE 3

Die neuen
Manager

FRITZ HÄNI NORWEGEN SPEZIAL

Heute –1°/7°
ImMittelland liegt
Nebel. Er löst sich
wahrscheinlich auf.

Morgen 0°/8°
Auch am Samstag
hat es wieder Nebel
imMittelland. Er löst
sich auf. SEITE 18
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GEMEINDESCHREIBER Der
Fall des früheren Gemeinde-
schreibers vonWynauwirft
Fragen auf, die über den Tatort
hinausgehen. Gemeindespezi-
alist Reto Steiner über Abhän-
gigkeiten, Vertrauen, Verant-
wortlichkeiten und Kontrolle.

Reto Steiner, wie weit reicht die
Macht der Gemeindeschreiber?
Reto Steiner: Gemeindeschreiber
spielen in den Schweizer Ge-
meindeneinezentraleRolle. Ihre
Aufgaben, aber auch ihre Verant-
wortung sind in den letzten Jah-
ren deutlich erweitert worden.
Gleichzeitig ist die Ausbildung
professionalisiert worden. So
verfügen sie heute über mehr
Managementkompetenzen. Das
Bild des Gemeindeschreibers,
der lediglich Protokolle führt, ist
nicht mehr aktuell. Heute ist er
Manager der Gemeinde und
führt teilweise sogar die gesamte
Verwaltung, wie dies beispiels-
weise in Langenthal der Fall ist.
Das ist ja mittlerweile praktisch
in jeder Gemeinde so.
Diese Entwicklung hat damit zu
tun, dass in den Gemeinden im-
mer komplexere Aufgaben anfal-
len, gleichzeitig aber das Miliz-
prinzip auf der politischenEbene
beibehalten werden soll. Durch
die Professionalisierung der Ver-
waltung kann sich die Politik auf
die Strategie konzentrieren und
das Tagesgeschäft der Verwal-
tung überlassen. Natürlich be-
deutet das eine zunehmende
Machtfülle bei der Verwaltung.
Man nennt sie nicht umsonst
auch «kleine Könige».
Dieser Begriff ist falsch. Die Fra-
ge ist, wie der Gemeinderat seine
Rolle als Aufsichtsbehörde defi-
niert und diese wahrnimmt. Ge-
meindepräsidentundGemeinde-
schreiber sind zentrale Figuren,
von deren Ausbildung und Per-
sönlichkeit der Erfolg einer Ge-
meinde stark abhängig ist. Die
parteipolitischen Mehrheitsver-
hältnisse spielen keine Rolle, wie
eine jüngste Untersuchung zeigt,
die ich im Rahmen eines Natio-
nalfondsprojekts gemacht habe.
Mehr Autonomie bedeutet auch
mehr Raum, sie zumissbrau-
chen.Wobleibt dadieKontrolle?
Wenn man der Verwaltung mehr
Autonomie gibt, ist eine adäquate
Kontrolle zwingend. Der Ge-
meinderat ist vom kantonalen
Gesetzgeber verpflichtet, ein in-
ternes Kontrollsystem einzu-
richten. Der Kanton verlangt,
dass die Gemeindeexekutive in
einemsolchenSystemregelt,wer
was entscheiden darf und wer
was kontrolliert. Da gilt das Vier-

augenprinzip: Es braucht min-
destens zwei Visa. Und eine pro-
fessionelle Kontrolle durch ein
Rechnungsprüfungsorgan.
Die Vorschriften sind das eine –
halten sich die Gemeinden auch
daran?
Das Regulativ ist vorhanden. Ich
bin überzeugt, dass es in den
meisten Gemeinden auch gelebt
wird. Hingegen wird die Kluft
zwischen immer besser ausgebil-
deten Gemeindeschreibern und
den Milizpolitikern, die wenig
Erfahrung in Führungs- und
Sachfragen haben, ständig grös-
ser. Man wird nicht gewählt, weil
man fachlich kompetent ist, son-
dern weil man viele Leute kennt
und mobilisiert. Das ist eine im-
manente Schwäche des demo-
kratischen Systems.
Eine Schwäche, die ganz offen-
sichtlich ausgenutzt wird.Wie
verhindert man das?
Damit muss man leben. Gemein-
deschreiber haben ein hohes
Wissen,wiemandieVorgänge in-
nerhalb einer Gemeinde steuern
kann. Wichtig wäre, dass sich

Gemeindebehörden weiterbil-
den und so ein kompetenter Ge-
sprächspartner werden. Da sehe
ich grossen Nachholbedarf. Ba-
siert das Verhältnis nur auf Ver-
trauensbasis, läuft was schief.
Wir brauchen sowohl Vertrauen
als auch formalisierte Kontrolle.
Wennbeides zusammenspielt, ist
das Risiko kriminellen Verhal-
tens kleiner.
Härtere Kontrollen sind also un-
realistisch?
Ein zu ausgeklügeltes Kontroll-
system ruiniert die Vertrauens-
kultur. Fehlverhalten kann man
nie gänzlich ausschliessen. Es
wäre ein Fehler, nach diesem
Millionenbetrug nun gesetzliche
Verschärfungen zu verlangen
und ein engmaschigeres System
zu fordern. Das hätte infolge
mehr Bürokratie auch höhere
Kosten zur Folge. Die Tendenz
zur Professionalisierung ist da:
Die Rechnungsprüfungsrevision
wird bereits an vielen Orten von
externen Profis gemacht.
«Weil es so einfach ging»: Damit
begründete der Verurteilte sein

Vorgehen. Ist es auch in anderen
Gemeinden ein Kinderspiel,Mil-
lionen in den eigenen Sack zu
stecken?
Das ist inmeinen Augen eine Ab-
schiebung der Verantwortung.
Wir sind eine Gesellschaft, die
nichtmehr bereit ist, Verantwor-
tung fürdaseigeneFehlverhalten
zu übernehmen. Ein Kinderspiel
ist Betrug nicht, aber es passiert.
Gerade in kleinen Gemeinden
besteht ein gewisses Risiko, dass
die Freiräume genutzt werden.
Indem etwa die Gemeindever-
walter ihre Freiräume zu sehr
ausnutzen und so die gemeinde-
rätliche Haltung torpedieren

Wiemächtig sind sie,
die «kleinen Könige»?

Reto Steiner sieht die Gemeinderäte in der Pflicht. Marcel Bieri

oder sogar den Gemeinderat
steuern. Die Grenze zu verbote-
nem Handeln ist fliessend. Wer
über kriminelle Energie verfügt,
kann sie da gezielt einsetzen.
Wichtig ist deshalb, dass man
Fehlentwicklungen früherkennt.
Wie?
Indem sich die Kontrollinstan-
zennicht vertrösten lassen,wenn
Abrechnungen fehlen. Da muss
manklardiebeidenRollenunter-
scheiden: Zwischen den Men-
schen, die sich mögen, und der
professionellen Verpflichtung.
Das ist auch eine organisations-
kulturelle, nicht nur eine fachli-
che Frage.
Also brauchts Gemeindepräsi-
denten im Hauptamt?
Die Problematik ist mit Gemein-
depräsidenten im Hauptamt
nicht gelöst. Auch sie könnten
kriminelle Energien entwickeln.
Ist nur der Gemeindepräsident
imHauptamt, wird dasGefälle zu
den anderen Mitgliedern im Rat
grösser. Es braucht eine Sensibi-
lisierung, damit die Exekutivmit-
glieder wissen, worauf sie achten
müssen. Sie müssen ihre Auf-
sichtstätigkeit wahrnehmen.
Grössere, fusionierteGemeinden
bieten aber tatsächlich die Mög-
lichkeit, den Exekutivmitglie-
dernmehrStellenprozente zuge-
ben und sie so zu stärken.

Interview: Chantal Desbiolles

Der Langenthaler Reto Steiner ist
Professor für öffentliches Manage-
ment am Kompetenzzentrum für
Public Management der Uni Bern.

WYNAU

Wie ein Schock hatte der Skandal um ihren
Gemeindeschreiber im Oktober 2009 die Ge-
meindeWynau getroffen. Im Verlauf des
Strafverfahrenswurde klar: Kontrollen in-
nerhalb der Gemeindeverwaltung hatte es
kaum gegeben. Undwas die unrechtmässi-
genForderungenandenLastenausgleichan-
geht: Der Gemeindeschreiber wusste, dass
dem Kanton eine detaillierte Prüfung aller
einzelnen Anträge angesichts der Vielzahl
von Fällen nicht möglich ist. Das hielt auch
dasWirtschaftsstrafgericht fest, als esden49-
Jährigen amMittwoch zu einer teilbedingten
dreijährigen Freiheitsstrafe verurteilte. Es be-
tonte aber auch, dass alle Beteiligten eine er-
staunliche Naivität an den Tag gelegt hätten.
Bereits Ende 2009 verordnete der Statthal-

ter dem Gemeinderat in einem Prüfbericht,
dass erstens keine freiwilligen Vermögens-
verwaltungenmehr über die Gemeinde-
rechnung zu führen seien. Dass zweitens die
Rechnungsführung von vormundschaftli-

chenMassnahmen demRegionalen Sozial-
dienst Aarwangen zu übertragen seien.
Und dass drittens das kommunale Rech-
nungsprüfungsorgan aufzufordern sei, ei-
ne vollumfängliche und zusätzliche stich-
probenweise Prüfung sowie weitere Prü-
fungenmit jährlich wechselnden Schwer-
punkten vorzunehmen. Wie Gemeinde-
schreiberin Nelly Heusser sagt, wurden die
Weisungen unmittelbar nach Erhalt umge-
setzt, freiwillige Vermögensverwaltungen
gebe es keinemehr.
Auch das Statthalteramt hält vermehrt ein

Auge aufWynau: So fand infolge des Verun-
treuungsfalls bereits diesen Sommer wieder
eine Inspektion der ganzen Verwaltung statt,
die üblicherweise alle vier Jahre ansteht.
Konsequenzenhatder Fall fürdieGemeinde

auch finanziell.Der direkte Schaden beläuft
sich auf rund 360000 Franken.Abzuwarten
sind die Schadenersatzansprüche des Kan-
tons. Erst wenn alle Forderungen vorliegen,

ErsteMassnahmen schon 2009 verordnet und umgesetzt
wird die Gemeinde ihrerseits Haftansprüche
an ihre Revisionsstelle stellen können.
Deren Rolle sorgt immermehr für Stirn-

runzeln. Seit 2004 kontrolliert die Langen-
thaler Treuhandgesellschaft Gfeller+Partner
AGdieWynauer Gemeinderechnungen – oh-
ne dem Schreiber auf die Schliche zu kom-
men. Für Erstaunen in der Branche sorgt jetzt
aber auch die Tatsache, dass sie das Mandat
noch immer innehat, obwohl die Gemeinde
bei ihr Haftpflichtansprüche angemeldet hat.
Nach Ansicht von Branchenkennernmüsste
sie das Mandat abgeben, weil sie bei dieser
Ausgangslage nicht mehr unabhängig sei.
Partner Hans Gfeller sagt dazu: «Wir hatten
bislang keine Veranlassung, uns dazu Über-
legungen zumachen.» Denn: «An unserer
Unabhängigkeit hat sich nichts geändert.»
Diese und andere Fragen kämen jetzt aber
nach dem Ende des Strafprozesses «auf uns
zu». Und zwar im Zusammenhangmit dem
weiteren Vorgehen der Gemeinde. khl/drh

«Die Kluft zwischen
Gemeindeschrei-
bern undMiliz-
politikern wird
immer grösser.»

LANGENTHAL Der künftige
Gemeinderat mit zwei neuen
Mitgliedern ab 2013 hat sich
auf die Ressortverteilung ge-
einigt. Etwas überraschend
wechselt Christine D’Ingiandi-
Bobst ins Ressort Bildung.

Ende Oktober wurden Pierre
Masson (SP) und Daniel Rüegger
(EVP) neu in den siebenköpfigen
Langenthaler Gemeinderat ge-
wählt. Die übrigen fünf Mitglie-
derwurden imAmt bestätigt. Die
grosse Frage war nun, ob die bei-
den Neuen die Ressorts der ab-
tretenden Frauen übernehmen.
Laura Baumgartner (SP) führt
noch bis Ende Jahr das Ressort
Bildung und Jugend, Paula
Schaub (EVP) Kultur und Sport.
Gestern teilte der Gemeinde-

rat mit, wie die Ressorts verteilt
worden sind. Dabei überrascht
der Wechsel von Christine D’In-
giandi-Bobst (JLL) ins Ressort
Bildung und Jugend. Seit sechs
Jahren hat die Jungliberale das
wenig attraktive Ressort Versor-
gung/Entsorgung, Energie und
Umweltschutz inne.

Verlockende Bildung
Sie habe sich bei ihrer Entschei-
dung schwergetan, sagt D’Ingian-
di-Bobst. «Es war kein Entscheid
gegen mein bisheriges Ressort,
ichkonnte jedochderVersuchung
Bildung und Jugend nicht wider-
stehen.» Sie sei sich bewusst, dass
es in diesem Ressort oft brisante
Themen gebe. «Umwelt und Bil-
dung waren immer Kernthemen
meiner Politik», sagt D’Ingiandi-
Bobst. Parteipolitische Überle-
gungen hätten in ihrer Entschei-
dung keine Rolle gespielt.
Laut Stadtpräsident Thomas

Rufener (SVP) gibt es kein Regle-
ment, das die Ressortwahl fest-
legt. DieWahl erfolgt in derRegel
nach dem Anciennitätsprinzip.
D’Ingiandi-Bobst habe den
Wunsch eines Wechsels geäus-
sert. Da die übrigen Bisherigen
keine Wechselabsichten haben,
konnte ihrem Wunsch entspro-
chen werden. Auch Rüegger und
Masson seien sich rasch einig ge-
worden, sagt Rufener.
Massongibtzwarzu,dasservon

D’Ingiandi-Bobsts Wechsel etwas
überrascht worden sei. Er habe
diese Chance jedoch sogleich ge-
packt und das Ressort Versor-
gung/Entsorgung, Energie und
Umweltschutz gerne übernom-
men. Masson begründet: «Ich ge-
höre seit längerer Zeit der Um-
welt- undEnergiekommission an,
und auch mein beruflicher Hin-
tergrund spricht dafür.» Der 34-
Jährige ist gelernter Elektrome-
chaniker und hat sich zum Geo-

grafen weitergebildet. «Es ist
wohl dasRessort, in dem ichmich
ammeisten einbringen kann.»
Dass jener Gemeinderat mit

demRessortVersorgung/Entsor-
gung, Energie undUmweltschutz
deutlich weniger in der Öffent-
lichkeit steht als andere Ratskol-
legen, «war für mich kein Hinde-
rungsgrund», sagt Masson.

Müller Vizestadtpräsident
Masson und Rüegger haben sich
alsNeulinge über die Ressortver-
teilung abgesprochen, noch be-
vor D’Ingiandi-Bobsts Wechsel-
absichten bekannt waren. Für
Rüegger war klar, dass er das Bil-
dungsressort nicht übernehmen
will. «Meine Frau ist als Lehrerin
im Schulzentrum Elzmatte tä-

Überraschender
Ressortwechsel

tig», erklärt der 55-jährige Bank-
fachmann. Angedacht war, dass
Rüegger und Masson die Res-
sorts ihrer abtretenden Partei-
kolleginnen übernehmen. Nach
D’Ingiandi-Bobsts Wechsel än-
derte sich die Ausgangslage. Auf-
grund Massons beruflichen Hin-
tergrunds habe er ihm nicht im
Weg stehen wollen, das Ressort
Versorgung/Entsorgung, Ener-
gie und Umweltschutz zu über-
nehmen, sagt Rüegger. «Ich freue
mich, Sport und Kultur von mei-
ner Parteikollegin zu überneh-
men.» Sport liege ihm etwas nä-
her alsKultur, aberdasbiete auch
einen Anreiz, Neues zu lernen.
Neuer Vizestadtpräsidentwird

Reto Müller (SP) als Nachfolger
von Laura Baumgartner. Gemäss
Rufener ist es in Langenthal seit
Jahrzehnten üblich, dass beim
Vizepräsidium ein politischer
Ausgleich herrscht. Seit das
Stadtpräsidium in bürgerlicher
Hand ist, stellt deshalbdieSPden
Vize. Tobias Granwehr

PierreMasson,
Versorgung.

Daniel Rüegger,
Kultur/Sport.

Christine D’In-
giandi, Bildung.

RetoMüller,Vi-
zestadtpräsident.
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